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Beschlußempfehiung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 


Entwurf eines Gesetzes zu der Vereinbarung vom 25. August 1978 

zur Durchführung des Abkommens vom 25. Februar 1964 zwischen 

der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 

über Soziale Sicherheit in der Fassung des Zusatzabkommens 

vom 9. September 1975 

— Drucksache 8/3655 — 


A. Problem 

Die Durchführungsvereinbarung enthält die zur Anwendung 
des Abkommens in der Fassung des Zusatzabkommens vom 
9. September 1975 erforderlichen Bestimmungen. 


B. Lösung 

Die bisherige Vereinbarung vom 23. August 1967 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und dem Schwei- 
zerischen Bundesrat zur Durchführung des Abkommens vom 
25. Februar 1964 über Soziale Sicherheit wäre insbesondere 
im Hinblick auf das Zusatzabkommen vom 9. September 1975 
zum genannten Abkommen zu ändern und zu ergänzen ge- 
wesen, so daß wegen der besseren Übersichtlichkeit die vor- 
liegende neue Vereinbarung geschlossen wurde. 

Die Vereinbarung enthält insbesondere Bestimmungen über 
die gegenseitige Amtshilfe der deutschen und der schweizeri- 
schen Stellen, die gegenseitige Übermittlung von Angaben, 
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das Antrags verfahren und das Verfahren bei Zahlungen durch 
einen Versicherungsträger in das Gebiet der anderen Vertrags- 
partei. Die Vereinbarung gibt den beiderseitigen Verbindungs- 
stellen und einzelnen Trägern der Rentenversicherung die 
Möglichkeit, die im Rahmen ihrer Zuständigkeit notwendigen 
Verwaltungsmaßnahmen unter Beteiligung der zuständigen Be- 
hörden zu vereinbaren. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung 
des Gesetzes nicht unmittelbar mit Kosten belastet. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zu der Ver- 
einbarung vom 25. August 1978 zur Durchführung des Abkommens vom 25. Fe- 
bruar 1964 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über Soziale Sicherheit in der Fassung des Zusatzabkommens 
vom 9. September 1975 — Drucksache 8/3655 — unverändert anzunehmen. 


Bonn, den 19. März 1980 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Rappe (Hildesheim) Dr. George 

Vorsitzender Berichterstatter 


Bericht des Abgeordneten Dr. George 


Die Vereinbarung vom 25. August 1978 ersetzt die 
bisherige Vereinbarung vom 23. August 1967, die 
insbesondere aufgrund des Zusatzabkommens vom 
9. September 1975 (in Kraft seit 1. November 1976) 
zum Abkommen zu ändern und zu ergänzen gewe- 
sen wäre. 

Zur Anwendung des Abkommens und des Zusatz- 
abkommens sind unter anderem Bestimmungen 
über die gegenseitige Amtshilfe der deutschen und 
schweizerischen Stellen, die gegenseitige Unterrich- 
tung über bestimmte rechtserhebliche Tatsachen und 
die Vorlage der Beweismittel unter Einbeziehung 
der betroffenen Personen vorgesehen. Entsprechend 
dem sachlichen Geltungsbereich des Abkommens 


enthält die Vereinbarung besondere Bestimmungen 
zur Durchführung der Rentenversicherung, Unfall- 
versicherung, Familienzulagen und Krankenver- 
sicherung, so z. B. über das Antragsverfahren und 
das Verfahren bei Zahlungen durch einen Versiche- 
rungsträger in das Gebiet der anderen Vertragspar- 
tei. Zur Erleichterung der Durchführung wird den 
Verbindungsstellen und einzelnen Trägern der Ren- 
tenversicherung die Möglichkeit gegeben, im Rah- 
men ihrer Zuständigkeit und unter Beteiligung der 
zuständigen Behörden, auf deutscher Seite des Bun- 
desministers für Arbeit und Sozialordnung, die not- 
wendigen Verwaltungsmaßnahmen allgemein zu 
vereinbaren. 


Bonn, den 19. März 1980 

Dr. George 

Berichterstatter 
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